
‚
-
‚

H
AU

PTVER
BAN

D
DER

Ö
STERREICHISCHEN

SO
ZIALVER

SIC
H

ER
U

N
G

STR
ÄG

ER
A-1031

W
IEN

K
U

N
O

M
aflN

G
A

S
S

E
21

PO
STFAC

H
600

O
VR

0024279
VO

R
W

AH
L

Inland:01.
Ausland:

+43-1
TEL.

711
32

0.1211
TELEFAX

711
323775

ZI.
12-R

EP-43.00/12
Sd/H

t
W

ien,29.O
ktober2012

An
das

PerE-M
ail

B
undeskanzleram

t

An
das

PerE-M
ail

P
räsidium

des
N

ationalrates

Betr.:
Verw

altungsgerichtsbarkeits-Ausführungsgesetz
2012

Bezug:
IhrE-M

ailvom
3.O

ktober2012;
G

Z:
BKA-602.0401001

4-V/1/201
2

Sehrgeehrte
D

am
en

und
H

erren!

D
er

H
auptverband

derösterreichischen
Sozialversicherungsträger

nim
m

tw
ie

folgtStellung:

A
llgem

eines
—

D
ie

V
erw

altungsgerichtsreform
m

uss
einfach

bleiben

In
der

R
eform

derVerw
altungsgerichtsbarkeit

istvorgesehen,
dass

eine
R

ei

he
von

Behörden
durch

Verw
altungsgerichte

ersetztw
ird.

D
as

hatm
assive

Ausw
irkungen

aufArbeitgeber,Arbeitnehm
erund

dam
itdas

Verw
altungsverfahren

derSozialversicherung.

Bisher
ging

der
Instanzenzug

vom
Sozialversicherungsträger

(m
eistens

G
e

bietskrankenkasse)
zum

Landeshauptm
ann

und
im

W
esentlichen

w
eiter

zum
B

un

desm
inisterfürArbeit,

Soziales
und

Konsum
entenschutz.

D
anach

konnte
derV

erw
al

tungsgerichtshofVw
G

H
angerufen

w
erden.

D
as

bew
irkte,

dass
für

ganz
Ö

sterreich
einheitliche

R
echtsansichten

galten,

w
eilEntscheidungsinstanzen

fürdas
ganze

Bundesgebietzuständig
w

aren.

D
as

könnte
nun

anders
w

erden:
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könnten
in

Verfahren
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V
erw
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richte
der

Länder
zuständig

w
erden.

In
jedem

Land
bestünde

dann
ein

eigener
G

e

richtshof,
der

unabhängig
feststellen

könnte,w
as

bzw.
w

er
als

„U
nternehm

en“,
„ver

sicherungspflichtiges
D

ienstverhältnis“,
„Arbeitnehm

er‘
usw.

gilt.
O

der
nicht.

D
er

Verw
altungsgerichtshoffürsich

allein
w

äre
als

Koordinierungsinstanz
nichtallgem

ein

verw
endbar

(w
as

im
Kern

auch
nichtseine

Aufgabe
ist).

W
er

als
U

nternehm
er,

V
er

ein,
etc.

M
itarbeiterinnen

in
m

ehreren
Bundesländern

hätte,
m

üsste
dam

it
rechnen,

dass
für

einzelne
Filialen

usw.
jew

eils
andere

Beitragsverpflichtungen
etc.

entstün

den,w
eildie

R
echtsprechung

in
D

etails
bundesländerw

eise
verschieden

sein
könnte.

Es
gäbe

keine
einheitliche

Instanz
m

it
Koordinationsfunktion

m
ehr.

W
as

das

für
Filialbetriebe,

große
Vereine

und
deren

Arbeitnehm
er

bedeutet,
liegt

auf
der

H
and.Verw

irrung
und

rechtliche
U

nklarheiten
könnten

zunehm
en.

Das
Verfahrens-

und
O

rganisationsrecht
der

Verw
altungsgerichte

sollte
e

n
t

sprechende
M

aßnahm
en

gegen
eine

solche
Entw

icklung
enthalten.

Die
Verfahren

der
Sozialversicherung

sollten
einheitlich

bleiben.
S

ozialversi

cherung
istBundeskom

petenz
(Art.

10
Abs.

1
Z

11
B-VG

).
Ö

sterreich
istein

einheitli

ches
W

irtschaftsgebiet
(Art

4
B-VG

).
G

enauso
w

ie
bei

anderen
Bundesgesetzen

(Justiz,
Finanz)

hätten
Verfahren

einheitlich
und

dam
it

beim
V

erw
altungsgericht

des
B

undes
(und

nicht
den

Verw
altungsgerichten

der
Länder)

abzulaufen
(dass

Verhandlungen
jew

eils
am

O
rtstattfinden

und
nichtnurin

W
ien,

istselbstverständlich

und
hatdam

itnichts
zu

tun).

Es
w

ird
ersucht,

bei
der

Behandlung
der

G
esetzesentw

ürfe
auf

den
vorlie

genden
Aspekt

besonderen
W

ert
zu

legen
(das

Them
a

w
urde

auch
im

B
egutach

tungsverfahren
in

dieser
Form

erw
ähnt,

Stellungnahm
e

des
H

auptverbandes
vom

12.April2010,
Briefe

an
BM

ASK
und

BM
G

vom
11

Juli2012)

A
npassung

des
S

ozialversicherungs-V
erfahrens

Da
die

nötigen
Anpassungen

im
Sozialversicherungsrecht

erst
zu

konkreti

sieren
sind,

konnen
die

verfahrensrechtlichen
Ausw

irkungen
dieser

N
ovelle

aufdie

Sozialversicherung
derzeitnichtabschließend

beurteiltw
erden.

Aus
jetzigerSichtistjedoch

festzustellen,
dass

im
vorliegenden

Entw
urfa

u
f

grund
einer

(w
ohl

notw
endigen)

einheitlichen
Verfahrensordnung

für
alle

B
eschw

er

den
vor

den
Verw

altungsgerichten
die

—
aufdie

Besonderheiten
des

S
ozialversiche
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rungsw
esens

abgestim
m

ten
—

abw
eichenden

Verfahrensregeln
des

ASVG
(vgl.

zu

§
8)

w
eit

gehend
unberücksichtigt

bleiben
und

der
R

echtsschutz
der

Versicherten
erheblich

eingeschränktwird.

Eine
Anpassung

der
entsprechenden

R
egelungen

im
Sozialrecht

w
äre

vor

zunehm
en,

es
geht

dabei
um

R
echtspositionen

von
Versicherten,

Beitragszahlern,

D
ienstgebern

usw
.).

Vorw
eg

ist
aus

legistischer
Sichtzu

hinterfragen,
ob

die
Schaffung

eines
e

i

genen
Verw

altungsgerichtsverfahrensgesetzes
notw

endig
ist,

da
gem

äß§
18

ohne

hin
aufdie

R
egelungen

des
AVG

Bedacht
zu

nehm
en

ist,
sofern

im
Vw

G
VG

nichts

anderes
bestim

m
tist.

Es
w

äre
daherzum

Zw
ecke

der
Übersichtlichkeit

überdie
V

er

fahrensvorschriften
sinnvoller,

anstatt
der

Schaffung
eines

eigenen
G

esetzes,
das

AVG
um

die
Spezialnorm

en
des

Vw
G

VG
—

beispielsw
eise

in
einem

separaten
Teil

—

zu
ergänzen.

Zu
den

einzelnen
Bestim

m
ungen

w
ird

Folgendes
angem

erkt:

Z
u

A
rtl

-~
2V

w
G

V
G

Sollten
—

entgegen
der

in
der

Einleitung
festgehaltenen

Ansicht
—

B
eschw

er

deverfahren
in

Sozialversicherungsangelegenheiten
in

die
Zuständigkeit

der
Landes

verw
altungsgerichte

fallen,
ist

davon
auszugehen,

dass
sich

die
örtliche

Zuständig

keit
bei

Beschw
erden

gegen
Bescheide

der
Sozialversicherungsträger,

w
elche

für

m
ehrere

Bundesländer
eine

gem
einsam

e
Landesstelle

(Landesgeschäftsstelle,
R

e

gionalbüro)
eingerichtet

haben,
nach

dem
Sitz

der
Landesstelle

(Landesgeschäfts

stelle,
R

egionalbüro)
richtet.

W
enn

—
w

ie
beispielsw

eise
beider

SVA
der

Bauern
für

W
ien

und
N

iederösterreich
(vgl.

§
183

Abs.
3

BSVG
)

—
eine

gem
einsam

e
Lan

des(geschäfts)stelle
bzw.

R
egionalbüro

in
W

ien
eingerichtet

ist,
w

ürde
dies

bedeu

ten,
dass

das
W

iener
Landesverw

altungsgerichtauch
für

niederösterreichische
Fälle

zuständig
w

äre

Es
w

äre
daher

(entsprechend
der

derzeit
geltenden

R
egelung

in
§

414

ASVG
)ausdrücklich

zu
regeln,w

o
die

Beschw
erde

einzubringen
ist.
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G

Die
Verfahren

rund
um

den
Erstattungskodex

(~
31

Abs.3
Z

12
und

insbe

sondere
§

351c
ifASVG

)
w

erden
durch

die
Vorgaben

derTransparenzrichtlinie1
und

hier
vor

allem
Art.6

determ
iniert.

Da
die

Transparenzrichtlinie
Ein-Partei-Verfahren

vorsieht,
sind

auch
alle

Verfahren
vor

dem
H

auptverband
als

Ein-Partei-Verfahren

ausgestaltet.
D

em
entsprechend

kann
nach

§
3511

Abs.
1

und
2

ASVG
auch

stets
nur

das
vertriebsberechtigte

U
nternehm

en,
das

m
it

dem
Ausgang

eines
Verfahrens

vor

dem
H

auptverband
nichteinverstanden

ist,
Beschw

erde
beider

U
nabhängigen

H
eil

m
ittelkom

m
ission

(U
H

K)erheben.

Andere
U

nternehm
en,

die
durch

die
Entscheidung

der
U

nabhängigen
H

eil

m
ittelkom

m
ission

in
irgendeinerArtund

W
eise

betroffen
sein

könnten
(insbesondere

solche,
die

Konkurrenzprodukte
vertreiben),

als
Partei

des
Verfahrens

in
selbiges

einzubeziehen,
w

ürde
die

finanzielle
Sicherheit

des
System

s
der

sozialen
K

ranken

versicherung
gefährden.

Bekäm
en

sie
doch

auf
diese

W
eise

die
M

öglichkeit,
die

Aufnahm
e

von
kostengünstigeren

Alternativen
zu

verhindern
oderzum

indestfür
la

n

ge
Zeitzu

verzögern.
Insbesondere

in
Zeiten

w
ie

diesen,
in

denen
die

soziale
K

ran

kenversicherung
—

nicht
zuletzt

auch
durch

den
Vortrag

an
den

M
inisterrat

(S
illian

Papier)
vom

10.
Februar2009

—
zur

Kostenkonsolidierung
angehalten

ist,fürw
elche

die
H

eilm
ittelausgaben

eine
nicht

unbeträchtliche
R

olle
spielen,

sollte
seitens

des

G
esetzgebers

daraufgeachtetw
erden,

dass
keine

M
aßnahm

en
gesetztw

erden,
die

diesen
Vorgaben

zuw
iderlaufen.

Aus
diesen

G
ründen

sollten
nur

solche
Personen

als
m

itbeteiligte
Parteien

am
Verfahren

teilnehm
en

dürfen,
die

nichtnurdurch
den

Ausgang
des

Verfahrens
in

ihren
rechtlichen

Interessen
berührtw

erden,
sondern

zudem
auch

Parteides
V

erfah

ren
w

aren,
das

derBeschw
erde

beim
Verw

altungsgerichtvorangeht

Zu
A

rt
1

-~
8V

w
G

V
G

D
ie

Beschw
erdefristvon

zw
eiW

ochen
in

Abs.
3

entsprichtderbisherigen
B

e

rufungsfrist
im

(vor
den

Sozialversicherungsträgern
nichtanw

endbaren!)§
63

Abs.
5

AVG
.

Sollte
diese

Bestim
m

ung
für

den
Bereich

der
Sozialversicherung

anw
endbar

R
ichtlinie

89/105/E
W

G
des

R
ates

vom
21.

D
ezem

ber
1988

betreffend
die

Transparenz
von

M
aßnahm

en
zur

R
egelung

der
P

reisfestsetzung
beiA

rzneim
itteln

für
den

m
enschlichen

G
ebrauch

und
ihre

E
inbeziehung

in
die

staatlichen
K

rankenversicherungssystem
e,

ABI.
ELJ

40
vom

II.
Februar

1989.
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w
erden,

w
ürde

dies
eine

deutliche
Verkürzung

gegenüber
der

derzeitigen
E

in

spruchsfristdes
§

412
Abs.

1
ASVG

von
einem

M
onatdarstellen.

D
ies

w
ürde

aufgrund
derzusätzlichen

inhaltlichen
Anforderungen

an
die

B
e

schw
erde

(siehe
§

10
Vw

G
VG

)
eine

erhebliche
Erschw

ernis
für

den
R

echtsm
ittel-

w
erbergegenüberderderzeitgeltenden

R
egelung

bedeuten.

Eine
Verlängerung

derFristwird
angeregt,w

eiles
im

S
ozialversicherungsbe

reich
m

eist
um

kom
plexe

M
aterien

geht
und

erfahrungsgem
äßdie

Ausarbeitung
e

i

nes
erfolgversprechenden

R
echtsm

ittels
oftentsprechenden

Zeitaufw
and

erfordert.

Z
uA

rt.1
-~

9V
w

G
V

Zu
begrüßen

ist,dass
dem

M
ateriengesetzgeberderVorrang

beider
Festle

gung
der

Entscheidungsfristen
eingeräum

tw
ird,

da
sich

die
Fristfür

Entscheidungen

des
H

auptverbandes
im

Zusam
m

enhang
m

itder
Preisfestsetzung

und
Einbeziehung

von
Arzneim

itteln
in

das
Krankenversicherungssystem

(Erstattungskodex)
nach

der

Transparenzrichtlinie
bestim

m
t.

D
erzeit

besteht
im

Sozialversicherungsrecht
in

Verw
altungssachen

ein
aus

drückliches
R

echtsm
ittelbeiSäum

nis
des

Sozialversicherungsträgers
in

§
410

Abs.
2

ASVG
für

Fälle
des

§
410

Abs.
1

Z
7

ASVG
(Feststellung

dersich
fürden

V
ersicher

ten
oder

D
ienstgeber

aus
diesem

G
esetz

ergebenden
R

echte
und

Pflichten
aufA

n

trag
des

Versicherten
oder

D
ienstgebers).

D
iese

Bestim
m

ung
istdem

—
von

den
S

o

zialversicherungsträgem
nicht

anw
endbaren

—
§

73
AVG

(D
evolutionsantrag

bei

Säum
nis)

nachgebildet.

Zu
klären

w
äre,

ob
die

neue
Bestim

m
ung

zu
einerAusw

eitung
der

Pflichtzur

Bescheiderlassung
in

sozialversicherungsrechtlichen
Verw

altungssachen
führen

soll

und
w

as
unter

der
im

Entw
urf

vorgeschlagenen
Form

ulierung
„Antrag

auf
S

achent

scheidung“
zu

verstehen
ist.

Im
§

410
ASVG

und
§

73
AVG

ist
nur

der
„Antrag“

der

Versicherten
bzw.

von
Parteien

als
Voraussetzung

des
Beginns

der
E

ntscheidungs

fristgenannt.
Istz.

B.ein
Antrag

aufW
iederaufnahm

e
des

Verfahrens
ein

Antrag
auf

Sachentscheidung“?

W
enn

diese
Frage

in
diesem

Zusam
m

enhang
zu

bejahen
ist,

dann
w

äre
der

Zusatz
„aufSachentscheidung“

entbehrlich
und

sollte
nicht

in
den

G
esetzestext

auf

genom
m

en
w

erden.
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V
w

G
V

G

D
erErsatz

des
adm

inistrativen
Instanzenzuges

durch
ein

Verw
altungsgericht

bedeutet
im

Ergebnis
höhere

Anforderungen
an

den
Beschw

erdeführer
beigeringe

rem
Prüfungsum

fang
des

bekäm
pften

Bescheides
durch

das
angerufene

G
ericht

(siehe
die

Erläuterungen,
w

eiters
§

32).
O

b
diese

Erschw
erung

des
R

echtsschutzes

fürdie
N

orm
unterw

orfenen
durch

die
U

nabhängigkeitder
Behörde

aufgew
ogen

w
ird,

bleibtfragw
ürdig.

U
nklar

ist
ebenso,

ob
die

inhaltlichen
Vorgaben

des
Abs.

1
auch

im
V

orver

fahren
von

der
(erstinstanzlichen)

Behörde
zu

prüfen
sind

und
die

Beschw
erde

a
u

f

grund
diesbezüglicher

M
angelhaftigkeit

m
it

Beschw
erdevorentscheidung

zurückge

w
iesen

w
erden

kann.

§
10

des
Entw

urfes
ist§

28
Vw

G
G

i.d.g.F.
nachgebildet.§

28
Abs.2

Vw
G

G
sieht

beiAm
tsbeschw

erden
m

angels
Verletzung

eines
subjektiven

R
echts

die
E

rklä

rung
über

den
U

m
fang

der
Anfechtung

anstelle
der

Bezeichnung
des

R
echtes,

in

dem
der

Beschw
erdeführer

verletztzu
sein

behauptet,
vor.

Es
w

ird
in

diesen
Fällen

die
objektive

R
echtm

äßigkeitdes
angefochtenen

Bescheides
vom

Vw
G

H
überprüft.

In
Abs.2

w
ird

nun
bei

Bescheidbeschw
erden

gem
äßArt.

130
Abs.

1
Z

1
B

VG
dieselbe

M
öglichkeiteröffnet,

„sow
eiteine

Verletzung
des

Beschw
erdeführers

in

R
echten

nicht
in

Betracht
kom

m
t“.

G
em

eint
sind

w
ohl

auch
hier

ausschließlich
die

Am
tsbeschw

erden
durch

die
zuständige

Behörde.
Aufgrund

der
Form

ulierung
(gene

rellerVerw
eis

aufBescheidbeschw
erden

gem
äßArt.

130
Abs.

1
Z

1
B-VG

)
istjedoch

auch
die

Auslegung
denkbar,

dass
alle

Arten
von

Bescheiden
beiobjektiver

R
echts

w
idrigkeit

aufgehoben
w

erden
können,

auch
w

enn
und

„sow
eit“

eine
Verletzung

des

(nichtbehördlichen)
Beschw

erdeführers
in

seinen
R

echten
nicht

in
Betracht

kom
m

t

(sofern
eine

Erklärung
überden

U
m

fang
derAnfechtung

vorliegt).

Zu
A

rt.
1

-§
11

Vw
G

VG

Da
im

Falle
eines

Antrages
aufAufnahm

e
einer

Arzneispezialität
in

den
E

r

stattungskodex
die

Preisfestsetzung
im

m
er

in
Bezug

aufdie
bereits

angeführten
th

e

rapeutischen
Altem

ativen
erfolgt

und
diese

sich
zu

m
indestens

m
onatlich

ändern

können,
könnte

sich
der

Beschw
erdeführer

w
iederum

auf
neue

Tatsachen
stützen.

D
ies

w
ürde

bedeuten,
dass

das
derzeitige

Verfahrenssystem
zum

Erstattungskodex

nichtw
eiterführbarw

äre.
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D
erzeit

ist
für

Beschw
erden

an
die

U
nabhängigen

H
eilm

ittelkom
m

ission
in

§
3511

Abs.
3

ASVG
ein

N
euerungsverbot

norm
iert.

AufG
rund

des
genannten

dyna
m

ischen
System

s
des

Erstattungskodex
und

w
eil

die
U

nabhängigen
H

eilm
ittelkom

m
ission

zu
prüfen

hat,ob
der

H
auptverband

beiseiner
Entscheidung

sein
Erm

essen

überschritten
und/oder

nichtnachvollziehbar
ausgeübthat,

können
nur

Sachverhalte

oder
U

m
stände

für
die

Entscheidung
des

H
auptverbandes

m
aßgeblich

sein,
die

bis

zum
ZeitpunktderEntscheidung

eingebrachtw
erden.

D
aher

sollte
die

Frage
für

oder
gegen

ein
N

euerungsverbot
entsprechend

den
Anforderungen

an
die

jew
eilige

Sachm
aterle

im
M

ateriengesetz
gelöstw

erden.

Zu
A

rt.
1

-§~
14

und
21

Vw
G

VG

Die
Sozialversicherung

erbringt
ihre

Leistungen
im

U
m

lageverfahren,
w

o

durch
die

R
isiken,

die
sich

aus
Kapitalansam

m
lungen

ergeben
können,

verm
ieden

w
erden.

D
araus

folgt,
dass

m
it

den
aktuell

eingehobenen
Beiträgen

die
aktuell

zu

erbringenden
Leistungen

zu
finanzieren

sind.
Eine

Verzögerung
bei

der
Einhebung

der
Beiträge

verursacht
unm

ittelbar
Problem

e
beider

Erbringung
bzw.

Finanzierung

derLeistungen.

In
H

inblick
aufdie

D
ringlichkeitder

Beitragseinhebung
kennt

das
ASVG

die

M
öglichkeit

nicht,
dass

ein
beitragseinhebender

Krankenversicherungsträger
a

u
f

schiebende
W

irkung
zuerkennt.

Im
R

echtsm
ittelverfahren

hat
der

Einspruch
gem

äß

§
412

Abs.
6

ASVG
grundsätzlich

keine
aufschiebende

W
irkung.

N
ur

bei
V

oiliegen
bestim

m
ter,

vom
G

esetz
(m

it
Hilfe

sehr
unbestim

m
ter

Begriffe)
festgelegter

G
ründe

kann
aufschiebende

W
irkung

zuerkanntw
erden.

D
er

E
ntw

urf
verkehrt

das
bisherige

S
ystem

nun
in

sein
G

egenteil.

G
rundsätzlich

soll
einem

Einspruch
im

m
er

aufschiebende
W

irkung
zukom

m
en.

Die

Folge:
D

er
D

ienstgeber
in

finanzieller
Bedrängnis

bräuchte
nur

einen
Bescheid

über

die
m

onatliche
Beitragsabrechnung

zu
verlangen

und
diesen

bekäm
pfen

-schon
hät

te
er

autom
atisch

durch
die

aufschiebende
W

irkung
eine

Schonfrist
und

kann
unter

U
m

ständen
ein

Insolvenzverfahren
verschleppen.

Zum
N

achteil
auch

anderer

G
läubiger!

In
jedem

Einzelfallm
üsste

von
der

Behörde
oderdem

Verw
altungsgericht

erm
ittelt

w
erden,

ob
gem

äß§
21

Abs.
1

„G
efahr

im
Verzug“

ist,
w

odurch
w

iederum

Zeitverstreicht.
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Vor
diesem

H
intergrund

kann
der

im
Entw

urf
angedachten

R
egelung

nicht

zugestim
m

tw
erden.Vielm

ehrsollte
jedenfalls

die
bisherige

Vorgangsw
eise

beibehal

ten
w

erden,
w

onach
eine

aufschiebende
W

irkung
nur

im
begründeten

Einzelfall
zu

erkanntw
erden

kann.

Z
u

A
rt.1

-~
1

5
V

w
G

V
G

D
iese

dem
§

64a
AVG

nachgebildete
Vorentscheidungsm

öglichkeitdurch
die

belangte
Behörde

ähnelt
der

in
§

412
ASVG

vorgesehenen
E

inspruchsvorentschei

dung.
Neu

ist
die

M
öglichkeit

der
belangten

Behörde,
die

Beschw
erde

abzuw
eisen

und
som

it
zw

eim
al

in
der

Sache
abschlägig

zu
entscheiden,

m
itjew

eils
anders

g
e

w
ichteten

Begründungen
bzw.einerausführlicheren

Begründung
in

derabw
eisenden

Beschw
erdevorentscheidung.

D
ie

G
efahrdieserZw

ischeninstanz
bestehtin

einerVerlängerung
derV

erfah

rensdauerohne
die

Klärung
derSach-

und
R

echtslage
substanziellzu

befördern.

Zu
A

rt.
1
-

§
1

7
V

w
G

V
G

Da
eine

Behörde,
gegen

deren
Beschw

erdevorentscheidung
ein

V
orlagean

trag
eingebrachtwird,

gem
äß§

6
Abs.

1
des

gegenständlichen
Entw

urfs
im

V
erfah

ren
vor

dem
Verw

altungsgericht
als

belangte
Behörde

Parteistellung
hat,

sollte
ihr

auch
das

R
echtzukom

m
en,

dem
Verw

altungsgericht
neben

dem
Vorlageantrag,

der

Beschw
erde

und
der

Verfahrensakten
Stellung

zu
den

in
der

Beschw
erde

sow
ie

im

Vorlageantrag
vorgebrachten

Bedenken
der

beschw
erdeführenden

Partei
zu

neh
m

en.

Zu
A

rt.
1

-~18V
w

G
V

G

A
uf

Verfahren
über

Beschw
erden

gem
äß§

130
Abs.

1
B-VG

w
ären

nach

dem
Entw

urfw
eitgehend

die
Bestim

m
ungen

des
AVG

anzuw
enden,

die
die

Behörde

in
dem

derBeschw
erde

vorangehenden
Verfahren

anzuw
enden

hatte.

A
uf§

357
ASVG

,
w

elcher
die

Anw
endung

des
AVG

beiden
S

ozialversiche

rungstragern
regelt,

sei
hingew

iesen:
D

er
Entw

urf
hätte

dam
it

auch
Ausw

irkungen

aufdas
Verfahren

in
Verw

altungsangelegenheiten
derSozialversicherung.

D
er

Entw
urfenthältw

eiters
(im

Bescheidbeschw
erdeteil)

keine
R

egelung
zur

Kostenfrage
des

Verfahrens
außer

zur
Frage

derG
ebühren

derZeugen
und

B
eteilig

ten,
derV.Teildes

AVG
(Kosten)

istfürdie
Sozialversicherungsträger

nichtanw
end
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bar
und

§
359

ASVG
regelt

nur
die

Kostentragung
vor

dem
S

ozialversicherungsträ

ger.

Es
w

ird
davon

ausgegangen,
dass

die
Kosten

des
Verw

altungsgerichts
von

Am
ts

w
egen

getragen
w

erden.

Zu
A

rt.
1-

§22
Vw

G
VG

Im
Verfahren

zum
Erstattungskodex,

als
auch

im
R

echtsm
ittelverfahren

vor

der
U

nabhängigen
H

eilm
ittelkom

m
ission

w
ird

die
Frage

des
Patentschutzes

von
A

rz

neispezialitäten
nicht

behandelt,
da

für
den

Schutz
des

geistigen
Eigentum

s
insbe

sondere
die

ordentlichen
G

erichte
berufen

sind,w
ie

dies
auch

von
der

Europäischen

Kom
m

ission
bereits

m
ehrfach

betont
wurde2.

Die
M

öglichkeit,
auch

hier
eine

einst

w
eilige

Verfügung
auszusprechen,

w
ürde

zu
D

oppelgleisigkeiten
führen.

D
aher

sollte

der
m

ateriellrechtliche
U

m
fang

einer
einstw

eiligen
Verfügung

durch
die

Verw
altungs-

gerichte
im

jew
eiligen

M
ateriengesetz

festgelegt
w

erden.
Die

generell
norm

ierte

M
öglichkeit

für
die

Verw
altungsgerichte

in
§

22
ist

nicht
im

Sinne
eines

effizienten

R
echtschutzes.

Zu
A

rt.
1

-%
22

und
37

Vw
G

VG

§
22

Abs.2
w

eist
im

Zusam
m

enhang
m

it
der

Erlassung
einstw

eiliger
V

erfü
gungen

auf
nicht

näher
bestim

m
te

N
orm

en
der

Exekutionsordnung
hin

(‘,~
X

X
X

“).

D
iese

Vorgangsw
eise

findetsich
auch

in
§

37
Abs.

3.
Die

Erläuterungen
zu

§
22

fü
h

ren
dazu

aus,
dass

diesbezüglich
die

Ergebnisse
des

Begutachtungsverfahrens
a
b

gew
artetw

erden.

Aufgrund
der

fehlenden
konkreten

Verw
eise

istjedoch
eine

seriöse
B

egut

achtung
nichtm

öglich.

Zu
A

rt.
1

-§25
Vw

G
VG

G
em

äßAbs.
1

ist
nichtzw

ingend
eine

Verhandlung
durchzuführen,

sondern

nur
auf

Antrag
oder

bei
von

Am
ts

w
egen

erkannter
Erforderlichkeit.

Abs.
2

sieht

G
ründe

fürden
Entfalleiner

Verhandlung
vor,

die
offenbarauch

beiVorliegen
eines

2Zuietztim
Zusam

m
enhang

m
itdem

am
1

M
ärz

2012
herausgegebenen

E
ntw

urfzur
N

eugestaitung
der

Transparenzrichtlinie
in

w
eichem

in
A

rt
14

Z
2

festgehaiten
w

ird,
dass

der
S

chutz
der

R
echte

des
geistigen

E
igentum

s
keinen

triftigen
G

rund
dafür

darsteile,
eine

‚Entscheidung
überden

Preis
eines

A
rzneim

ittels
oder

über
dessen

A
ufnahm

e
in

das
staatliche

Krankenversicherungssystem
zu

versagen,
auszusetzen

oderzu
w

i
derrufen“.
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Parteienantrages
gelten.

Abs.4
gibt

w
eitere

G
ründe

für
den

Entfall
einer

V
erhand

lung
an.U

nklar
ist

das
Verhältnis

von
Abs.

2
zu

Abs.4:
Soll

Abs.4
eigenständige

G
ründe

für
einen

Entfall
norm

ieren
oder

w
ird

dam
it

bloß
Abs.2

konkretisiert?
Eine

Klarstellung
w

ird
angeregt.

D
arüber

hinaus
ist

auf
Folgendes

hinzuw
eisen:

Im
Verfahren

zum
E

rstat

tungskodex
ist

für
die

Aufnahm
e

einer
Arzneispezialität

grundsätzlich
deren

thera

peutische
Eignung

bzw.
Überlegenheitoderbeigleichertherapeutischer

Eignung
der

ökonom
ische

Vorteil
gegenüber

den
bereits

gelisteten
Produkten

nachzuw
eisen.

D
ies

erfolgtseitens
derFirm

a
m

ittels
Studien

im
Sinne

des
Arzneim

ittelgesetzes
oder

durch
in

ihrem
Auftrag

erstellte
G

utachten.Auch
der

H
auptverband

kann
aufden

p
u

blizierten
D

atenbestand
zur

betreffenden
Arzneispezialität

in
seiner

Entscheidung

zurückgreifen.
D

ies
in

einer
m

ündlichen
Verhandlung

zu
erörtern

w
ürde

das
V

erfah

ren
erheblich

verlängern
und

dem
G

rundgedanken
eines

effizienten
R

echtsschutzes

zuw
iderlaufen.

Um
das

Verfahren
vordem

Verw
altungsgerichteffizientund

rasch
und

in
der

Sache
fundiert

zu
gestalten,

sollte
w

ie
bei

der
U

nabhängigen
H

eilm
ittelkom

m
ission

ein
vorrangiges

Aktenverfahren
geführtw

erden,
d.h.,

dass
alle

Anträge
und

V
orbrin

gen
schriftlich

einzubringen
sind

und
Vorbringen

sachgerecht
präkludiert

w
erden

können,
um

Verzögerungen
zu

verm
eiden.

Eine
solche

Verfahrensgestaltung
sollte,

da
hiersachgerecht,

dem
M

ateriengesetzgebervorbehalten
sein.

Zu
A

rt.
1

-
§32

Vw
G

VG

Die
G

rundtendenz
des

Entw
urfes

gehtin
R

ichtung
kontradiktorisches

V
erfah

ren.
Verfahrensgegenstand

sind
ausschließlich

von
den

Parteien
vorgebrachte

An

träge.
Aus

Sicht
der

Sozialversicherung
ist

fraglich,
ob

dies
sachgerecht

ist,
insbe

sondere
w

enn
es

um
die

Feststellung
von

Bestand
und/oder

U
m

fang
einer

allfälligen

Pflichtversicherung
geht.

Zu
A

rt.
1-

§34
Vw

G
VG

D
as

Verw
altungsgericht

hatdann
in

der
Sache

selbstzu
entscheiden,

w
enn

der
m

aßgebliche
Sachverhalt

feststeht
oder

dessen
Feststellung

im
Interesse

der

R
aschheitoderKostenersparnis

liegt.
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Es
erfolgtkeine

Bezugnahm
e

aufdie
Besonderheiten

des
ASVG

-Verfahrens,

die
insbesondere

darin
bestehen,

dass
das

Erm
ittlungsverfahren

nichtgesetzlich
g

e

regeltist(~
357

ASVG
).

Ausgehend
vom

aktuellen
Stand

der
R

echtsordnung
w

ird
m

it
N

achdruck
d
a

rauf
hingew

iesen,
dass

eine
ausdrückliche

Berücksichtigung
der

verfahrensrechtli

chen
Lage

von
Sozialversicherungsträgern

zu
norm

ieren
ist.

Dies
könnte

etw
a

durch

eine
Ergänzung

des
§

34
Abs.

1
Z

2
erfolgen,

indem
das

Verw
altungsgericht

zur

R
ücksichtnahm

e
aufdie

besondere
Situation

von
Behörden,

denen
derG

esetzgeber

eine
typisierende

Verw
altung

einräum
t,verpflichtetw

ird.

Fürden
Fall,dass

das
Erm

ittlungsverfahren
im

ASVG
einergesetzlichen

R
e

gelung
unterzogen

w
ird,w

ird
aufFolgendes

aufm
erksam

gem
acht:

Eine
m

aßgebliche
Beschleunigung

des
Verfahrens

und
dam

iteine
erhebliche

Kostenersparnis
lässt

sich
durch

die
Schaffung

eines
N

euerungsverbotes
erreichen.

D
as

Zivilprozessrechtkenntdiese
M

aßnahm
e

in
den

%
482

und
504

ZPO
,

die
m

a
ß

geblich
m

itverantw
ortlich

für
die

rasche
Erledigung

der
österreichischen

Zivilverfah

ren
im

internationalen
Vergleich

sein
dürfte.

Eine
Übernahm

e
dieser

M
aßnahm

e
in

das
Verw

altungsverfahrensrecht
im

Bereich
des

M
elde-,

Versicherungs-
und

Beitragsw
esens

der
K

rankenversicherungs

trägerw
äre

zu
überlegen.

W
eiters

m
üsste

es
in

den
Erläuterungen

in
der

viertletzten
Zeile

des
ersten

Absatzes
richtig

§
34

Abs.
1
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